
DE

Amtsblatt
der Europäischen Gemeinschaften

ISSN 0376-9461

CØ394
41. Jahrgang

17. Dezember 1998

Ausgabe
in deutscher Sprache Mitteilungen und Bekanntmachungen

Informationsnummer Inhalt Seite

IÚMitteilungen

Rat

98/CØ394/01 Entschließung des Rates vom 7. Dezember 1998 über Energieeffizienz in der Euro-
päischen Gemeinschaft .Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø. 1

Kommission

98/CØ394/02 ECU .Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø. 4

98/CØ394/03 Durchschnittspreise und Repräsentativpreise für Tafelweinarten auf den verschiede-
nen Handelsplätzen .Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø. 5

98/CØ394/04 Leitlinien für die Berechnung der Höhe von Subventionen in Ausgleichszollunter-
suchungen .Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø. 6

98/CØ394/05 Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluß (Sache Nr.
IV/M.1259 — Voest Alpine Stahl/Vossloh/VAE)Ø(Î) .Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø. 20

98/CØ394/06 Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluß (Sache Nr.
IV/M.1184 — Travelers/Citicorp)Ø(Î) .Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø. 20

98/CØ394/07 Bekanntmachung über die Einleitung einer Interimsüberprüfung der Antidumping-
maßnahmen betreffend die Einfuhren bestimmter Magnetplatten (3,5üü-Mikroplatten)
mit Ursprung in Japan, Taiwan, der Volksrepublik China, Hongkong, der Republik
Korea, Malaysia, Mexiko, den Vereinigten Staaten von Amerika und Indonesien .Ø.Ø. 21

(Î) Text von Bedeutung für den EWR1 (Fortsetzung umseitig)



DE

Informationsnummer Inhalt (Fortsetzung) Seite

Berichtigungen

98/CØ394/08 Berichtigung des Beschlusses des Rates vom 12. Oktober 1998 zur Ernennung der Mitglieder
des Beratenden Ausschusses der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (ABl. C 330

vom 28.10.1998) .Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø.Ø. 23



I

(Mitteilungen)

RAT

ENTSCHLIESSUNG DES RATES

vom 7. Dezember 1998

über Energieeffizienz in der Europäischen Gemeinschaft

(98/C 394/01)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf die Entschließung des Rates vom 8. Juli
1996 zu dem Weißbuch ,,Eine Energiepolitik für die Eu-
ropäische Union‘‘Ø(Î),

gestützt auf die Entschließung des Rates vom 8. Juni
1998 über erneuerbare EnergieträgerØ(Ï),

gestützt auf die Entschließung des Rates vom 18. De-
zember 1997 zu einer Gemeinschaftsstrategie zur Förde-
rung der Kraft-Wärme-KopplungØ(Ð),

gestützt auf die Schlußfolgerungen des Rates vom 11.
Mai und 16./17. Juni 1998 über Klimaänderungen,

gestützt auf das Protokoll von Kyoto zu dem Rahmen-
übereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaän-
derungen,

gestützt auf den Vertrag über die Energiecharta und das
Protokoll über Energieeffizienz und damit verbundene
Umweltaspekte und die gesamteuropäische Initiative zur
rationellen Energieverwendung,

gestützt auf die Schlußfolgerungen des Vorsitzes auf der
Tagung des Europäischen Rates von Cardiff hinsichtlich
der Einbeziehung der Belange der Umwelt und der
nachhaltigen Entwicklung in alle einschlägigen Politikbe-
reiche,

in Anbetracht des SAVE-II-Programms und der Beratun-
gen über das energiepolitische Rahmenprogramm und
das Fünfte Rahmenprogramm der Europäischen Gemein-
schaft im Bereich der Forschung, technologischen Ent-
wicklung und Demonstration —

1. BEGRÜSST die allgemeine Ausrichtung der Mittei-
lung der Kommission ,,Energieeffizienz in der Euro-

(Î)ÙABl. C 224 vom 1.8.1996, S. 1.

(Ï)ÙABl. C 198 vom 24.6.1998, S. 1.

(Ð)ÙABl. C 4 vom 8.1.1998, S. 1.

päischen Gemeinschaft — Ansätze für eine Strategie
des rationellen Energieeinsatzes‘‘ als eine Grundlage
für die Entwicklung von Aktionen auf Gemein-
schaftsebene zur Ergänzung der von den Mitglied-
staaten unternommenen Aktionen;

2. HEBT den Beitrag HERVOR, den die effiziente
Energienutzung zur Versorgungssicherheit, zur
Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft und zum Um-
weltschutz leistet, und BESTÄTIGT die wichtige
Rolle der Energieeffizienz für die Geschäftstätigkeit
und die Beschäftigung sowie ihre vorteilhaften Aus-
wirkungen auf weltweiter und regionaler Ebene;

3. BESTÄTIGT die Bedeutung der Weiterentwicklung
und Durchführung angemessener gemeinsamer und
koordinierter Politiken und Maßnahmen im Energie-
sektor in Ergänzung der einzelstaatlichen Politiken
und Maßnahmen, unter Berücksichtigung der spezi-
fischen einzelstaatlichen Besonderheiten und Priori-
täten, damit die Gemeinschaft und die Mitgliedstaa-
ten in die Lage versetzt werden, ihre jeweiligen Ver-
pflichtungen im Rahmen des Protokolls von Kyoto
einzuhalten; BESTÄTIGT, daß bei der Entwicklung
gemeinsamer und koordinierter Politiken und Maß-
nahmen im Energiebereich so vorgegangen werden
sollte, daß sie mit den drei maßgeblichen energiepo-
litischen Zielen — nämlich der Förderung der Ver-
sorgungssicherheit, der Wettbewerbsfähigkeit und
dem Umweltschutz — in Einklang stehen;

4. BESTÄTIGT die Bedeutung einer Energieeffizienz-
strategie auf Gemeinschaftsebene als Ergänzung zu
den Politiken der Mitgliedstaaten; BETONT, daß die
Mitgliedstaaten eine entscheidende Rolle zu spielen
haben, damit diese Strategie verwirklicht wird, und
EMPFIEHLT den Mitgliedstaaten, nach ihren inner-
staatlichen Verfahren nationale Energieeffizienzstra-
tegien zu entwickeln und umzusetzen und dabei ge-
gebenenfalls den strategischen Ansatz auf Gemein-
schaftsebene zu berücksichtigen;

5. NIMMT KENNTNIS von der in der Mitteilung ent-
haltenen Bewertung des wirtschaftlichen Potentials
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für Energieeinsparungen in der gesamten Gemein-
schaft, das für das Jahr 2010 auf etwa 18Ø% des
Energieverbrauchs von 1995 geschätzt wird;

6. IST DER AUFFASSUNG, daß das in der Mitteilung
als Richtwert für die gesamte Gemeinschaft bis zum
Jahr 2010 angesetzte Ziel, die Energieintensität des
Endverbrauchs über das ansonsten zu erwartende
Maß hinaus um durchschnittlich einen weiteren Pro-
zentpunkt pro Jahr zu verbessern, ein ehrgeiziges
Ziel und eine nützliche Leitlinie für verstärkte Bemü-
hungen sowohl auf Gemeinschafts- als auch auf ein-
zelstaatlicher Ebene darstellt, wobei die unterschied-
lichen einzelstaatlichen Gegebenheiten und Energie-
preisniveaus zu berücksichtigen sind;

7. BETONT, daß das Energieeffizienzprofil beträchtlich
verbessert werden muß und eine erneute nachdrück-
liche Verpflichtung der Gemeinschaft und der Mit-
gliedstaaten auf rationellen Energieeinsatz erforder-
lich ist;

8. IST DER ÜBERZEUGUNG, daß unter anderem im
Zusammenhang mit den neuen Verpflichtungen ge-
mäß dem Protokoll von Kyoto die derzeitigen Tätig-
keiten der Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten in
bezug auf die Energieeffizienz überprüft werden
sollten, um erforderlichenfalls ihre Ausrichtung an-
zupassen, ihre Wirksamkeit zu verbessern und die
betreffenden Tätigkeiten genauer zu überwachen;

9. NIMMT ZUR KENNTNIS, daß vielerlei Arten von
Hindernissen bei der Ausschöpfung dieses Energie-
einsparungspotentials fortbestehen und daß es für die
Gestalter der Politik eine Herausforderung bedeutet,
einen Rahmen zu schaffen, in dem auf die Energie-
effizienz gerichtete Maßnahmen der Wirtschaftsbe-
teiligten gedeihen können, VERTRITT jedoch DIE

AUFFASSUNG, daß geeignete Maßnahmen entweder
schon zur Verfügung stehen oder unter Berücksich-
tigung des Subsidiaritätsprinzips zur Reduzierung
und Beseitigung dieser Hindernisse entwickelt wer-
den könnten;

10. VERTRITT DIE AUFFASSUNG, daß ein verstärkter
Informationsaustausch und andere Formen der Zu-
sammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und der
Kommission in bezug auf Politiken, Programme,
Maßnahmen und Ergebnissen im Bereich der Ener-
gieeffizienz erforderlich sind;

11. BESTÄTIGT, daß die Entwicklung weiterer Gemein-
schaftsaktivitäten in Zusammenarbeit mit den Mit-
gliedstaaten wünschenswert ist, beispielsweise in be-
zug auf die unter Nummer 3 genannten gemeinsa-
men und koordinierten Politiken und Maßnahmen;
ERINNERT an seine Schlußfolgerungen vom 11. Mai
1998 (Rat ,,Energie‘‘) und vom 16./17. Juni 1998
(Rat ,,Umwelt‘‘) auf dem Gebiet der Energieeffi-

zienz und VERTRITT DIE AUFFASSUNG, daß diese
Aktivitäten unter Berücksichtigung des Subsidiari-
tätsprinzips zum Beispiel Maßnahmen folgender Art
umfassen könnten:

i)Ùverstärkter Einsatz der Kraft-Wärme-Kopplung
(KWK), gegebenenfalls unter Einschluß der
Fernheizung und -kühlung;

ii)Ùmehr Nachdruck insbesondere auf Bemühungen
im Bausektor, aber auch bei der Energienut-
zung durch Industrie und Haushalte;

iii)Ùverstärkte und umfassendere Nutzung von
Kennzeichnung, Zertifizierung und Normung;

iv)Ùverstärkte Verbreitung von Kenntnissen über
vorbildliche Praktiken bei der Anwendung
energieeffizienter Technologien und Verfahren;

v)Ùverstärkter Rückgriff auf freiwillig ausgehan-
delte, langfristige Energieeffizienzvereinbarun-
gen;

vi)ÙÜberprüfung der bestehenden Rechtsvorschrif-
ten und Ausarbeitung neuer Rechtstexte, unter
Einschluß obligatorischer Mindesteffizienz-
werte, falls dies erforderlich ist und andere
Maßnahmen nicht geeignet sind;

vii)ÙNutzung von Instrumenten wie beispielsweise
der kooperativen Technologiebeschaffung im
Einklang mit dem Wettbewerbsrecht und den
Wettbewerbsgrundsätzen, und falls angemessen,
Berücksichtigung der Energieeffizienz bei der
Auftragsvergabe durch die öffentliche Hand so-
wie des ,,Energy Auditing‘‘;

viii)Ùumfassendere Nutzung innovativer Finanzie-
rungsinstrumente, einschließlich der Drittfinan-
zierung sowie von Regelungen mit Ergebnis-
garantie;

12. STELLT FEST, daß es wichtig ist, Wissen, Erfahrung
und Sensibilität in Energieeffizienzfragen gemein-
schaftsweit zu verbreiten und, soweit dies angebracht
ist, spezifische Maßnahmen und Rechtsvorschriften
zu entwickeln und zu unterstützen, und daß bestän-
dig neue und effizientere Maßnahmen und Techno-
logien entwickelt werden müssen; BESTÄTIGT in
diesem Zusammenhang die Bedeutung des SAVE-II-
Programms, das fester Bestandteil des Energie-Rah-
menprogramms werden soll, und des Fünften Rah-
menprogramms der Europäischen Gemeinschaft im
Bereich der Forschung, technologischen Entwicklung
und Demonstration, unter anderem in bezug auf
kleine und mittlere Unternehmen;

13. IST DER ÜBERZEUGUNG, daß es in hohem Maße
wünschenswert ist, den Bereich der Energieeffizienz
an geeigneter Stelle in die anderen Gemeinschaftspo-
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litiken einzubinden, wobei die Grundziele dieser Po-
litiken zu berücksichtigen sind; ERKENNT AN, daß
andere Gemeinschaftspolitiken, was die Regionalpo-
litik, die Politik im Bereich Forschung und Techno-
logie, die Verkehrspolitik, die Industriepolitik, die
Außenpolitik und die Politik im Bereich der staatli-
chen Beihilfen einschließt, einen nennenswerten Bei-
trag zur Förderung der Energieeffizienz leisten
könnten;

14. NIMMT mit Aufmerksamkeit KENNTNIS von der in
dem Arbeitspapier der KommissionØ(Î) enthaltenen
Liste möglicher politischer Maßnahmen, in der ange-
messene Energiebesteuerungsmaßnahmen, wirt-
schaftliche Anreize und andere ähnliche wirtschaftli-
che Maßnahmen, die zur Verringerung der Emissio-
nen beitragen können, aufgeführt sind; STELLT

FEST, daß die Diskussion auf Unionsebene vom Rat

(Î)Ù,,Energiepolitische Möglichkeiten als Antwort auf die Her-
ausforderungen der Klimaänderungen: Für die Festlegung
einer energiepolitischen Strategie im Anschluß an Kyoto‘‘.

in einer geeigneten Zusammensetzung zur Zeit fort-
geführt wird;

15. IST DER ANSICHT, daß etwaige Änderungen im Zu-
sammenhang mit dem rationellen Energieeinsatz bei
der Überarbeitung des Gemeinschaftsrahmens für
staatliche Beihilfen keine Wettbewerbsverzerrungen
bewirken dürfen;

16. ERSUCHT die Kommission, so bald wie möglich ei-
nen nach Prioritäten gestaffelten Aktionsplan zur
Förderung der Energieeffizienz vorzulegen, der die
vorstehend, insbesondere unter Nummer 11 als Bei-
spiele genannten Punkte zur Grundlage hat. Der Ak-
tionsplan sollte außerdem dem Beitrag Rechnung
tragen, den andere Gemeinschaftspolitiken zur För-
derung der Energieeffizienz leisten können. Er sollte
die jeweiligen Zuständigkeiten der Gemeinschaft und
der Mitgliedstaaten aufzeigen und insbesondere An-
gaben zur Finanzierung und zur Zeitplanung enthal-
ten.
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KOMMISSION

ECUØ(Î)

16. Dezember 1998

(98/C 394/02)

Betrag in nationaler Währung für eine Einheit:

Belgischer und
Luxemburgischer Franken 40,3804ÙÙ

Dänische Krone 7,44807Ù

Deutsche Mark 1,95770Ù

Griechische Drachme 328,361ÙÙÙ

Spanische Peseta 166,569ÙÙÙ

Französischer Franken 6,56534Ù

Irisches Pfund 0,788275

Italienische Lira 1938,57ÙÙÙÙ

Holländischer Gulden 2,20641Ù

Österreichischer Schilling 13,7733ÙÙ

Portugiesischer Escudo 200,746ÙÙÙ

Finnmark 5,95144Ù

Schwedische Krone 9,46671Ù

Pfund Sterling 0,700798

US-Dollar 1,17650Ù

Kanadischer Dollar 1,81146Ù

Japanischer Yen 136,639ÙÙÙ

Schweizer Franken 1,58180Ù

Norwegische Krone 9,07199Ù

Isländische Krone 81,9432ÙÙ

Australischer Dollar 1,89483Ù

Neuseeländischer Dollar 2,25340Ù

Südafrikanischer Rand 7,04759Ù

(Î)ÙVerordnung (EWG) Nr. 3180/78 des Rates vom 18. Dezember 1978 (ABl. L 379 vom 30.12.1978,
S. 1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1971/89 (ABl. L 189 vom 4.7.1989, S. 1).

Beschluß 80/1184/EWG des Rates vom 18. Dezember 1980 (Abkommen von Lome) (ABl. L 349 vom
23.12.1980, S. 34).

Entscheidung Nr. 3334/80/EGKS der Kommission vom 19. Dezember 1980 (ABl. L 349 vom
23.12.1980, S. 27).

Haushaltsordnung vom 16. Dezember 1980 betreffend den allgemeinen Haushalt der Europäischen
Gemeinschaften (ABl. L 345 vom 20.12.1980, S. 23).

Verordnung (EWG) Nr. 3308/80 des Rates vom 16. Dezember 1980 (ABl. L 345 vom 20.12.1980, S. 1).

Entscheidung des Rates der Gouverneure der Europäischen Investitionsbank vom 13. Mai 1981 (ABl.
L 311 vom 30.10.1981, S. 1).
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Durchschnittspreise und Repräsentativpreise für Tafelweinarten auf den verschiedenen
Handelsplätzen

(98/C 394/03)

(festgesetzt am 15. Dezember 1998 in Anwendung von Artikel 30 Absatz 1 der Verordnung
(EWG) Nr. 822/87)

Handelsplätze
ECU

je % Vol/hl
%

vom OPØo
Handelsplätze

ECU
je % Vol/hl

%
vom OPØo

R ÙI Orientierungspreis * 3,828

Heraklion keine Notierungen

Patras keine Notierungen

Requena keine Notierungen

Reus keine Notierungen

Villafranca del Bierzo keine NotierungenØ(Î)

Bastia 3,635 95Ø%

B~ziers 4,469 117Ø%

Montpellier 4,486 117Ø%

Narbonne keine Notierungen

Nômes 4,561 119Ø%

Perpignan 3,681 96Ø%

Asti keine Notierungen

Firenze keine Notierungen

Lecce keine Notierungen

Pescara 3,901 102Ø%

Reggio Emilia keine Notierungen

Treviso keine Notierungen

Verona (für die dort
erzeugten Weine) 4,433 116Ø%

Repräsentativpreis 4,424 116Ø%

R II Orientierungspreis * 3,828

Heraklion keine Notierungen

Patras keine Notierungen

Calatayud keine Notierungen

Falset keine NotierungenØ(Î)

Jumilla keine Notierungen

Navalcarnero keine NotierungenØ(Î)

Requena keine Notierungen

Toro keine Notierungen

Villena keine NotierungenØ(Î)

Bastia keine Notierungen

Brignoles keine Notierungen

Bari 3,546 93Ø%

Barletta 3,293 86Ø%

Cagliari keine Notierungen

Lecce keine Notierungen

Taranto keine Notierungen

Repräsentativpreis 3,399 89Ø%

ECU/hl

R III Orientierungspreis * 62,150

Rheinpfalz-Rheinhessen
(Hügelland) keine Notierungen

A I Orientierungspreis * 3,828

Athen keine Notierungen

Heraklion keine Notierungen

Patras keine Notierungen

Alc`zar de San Juan 2,702 71Ø%

Almendralejo keine Notierungen

Medina del Campo keine NotierungenØ(Î)

Ribadavia keine Notierungen

Villafranca del Pened~s keine Notierungen

Villar del Arzobispo keine NotierungenØ(Î)

Villarrobledo 2,686 70Ø%

Bordeaux keine Notierungen

Nantes keine Notierungen

Bari 2,381 62Ø%

Cagliari keine NotierungenØ(Î)

Chieti keine Notierungen

Ravenna (Lugo, Faenza) 2,736 71Ø%

Trapani (Alcamo) 2,254 59Ø%

Treviso keine Notierungen

Repräsentativpreis 2,724 71Ø%

ECU/hl

A II Orientierungspreis * 82,810

Rheinpfalz (Oberhaardt) 44,059 53Ø%

Rheinhessen (Hügelland) 50,405 61Ø%

Das Weinbaugebiet der
luxemburgischen Mosel keine Notierungen

Repräsentativpreis 45,366 55Ø%

A III Orientierungspreis * 94,570

Mosel-Rheingau keine Notierungen

Das Weinbaugebiet der
luxemburgischen Mosel keine Notierungen

Repräsentativpreis keine Notierungen

(Î)ÙGemäß Artikel 10 der Verordnung (EWG) Nr. 2682/77 nicht berücksichtigte Notierung.
*Ù Ab 1.2.1995 anwendbar.
o OP = Orientierungspreis.
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LEITLINIEN FÜR DIE BERECHNUNG DER HÖHE VON SUBVENTIONEN IN
AUSGLEICHSZOLLUNTERSUCHUNGEN

(98/C 394/04)

A.ÙEINLEITUNG

In den Artikeln 5, 6 und 7 der Verordnung (EG) Nr.
2026/97 des Rates vom 6. Oktober 1997 über den
Schutz gegen subventionierte Einfuhren aus nicht zur
Europäischen Gemeinschaft gehörenden LändernØ(Î)
(nachstehend ,,Verordnung 2026/97‘‘ genannt) wird die
Berechnung der Höhe von Subventionen geregelt. In die-
ser Mitteilung soll die Durchführung dieser Artikel unter
anderem anhand von Beispielen erläutert und damit die
Methode dargelegt werden, die die Kommission norma-
lerweise — das heißt, wenn keine besonderen Umstände
ein anderes Vorgehen rechtfertigen, — zur Berechnung
der Höhe der Subventionen in Ausgleichszollverfahren
anwendet. Dadurch sollen die Berechnungen transparen-
ter gemacht und für mehr Sicherheit auf seiten der Wirt-
schaftsbeteiligten und der Regierungen der Drittstaaten
gesorgt werden.

Diese Mitteilung bindet die Gemeinschaftsinstitutionen
in keiner Weise, sondern enthält lediglich Leitlinien, die
als Hilfsmittel bei der Durchführung von Ausgleichszoll-
untersuchungen gemäß der Verordnung 2026/97 be-
stimmt sind.

Die Kommission wird diese Mitteilung bei Bedarf zur
Berücksichtigung der Erfahrungen bei der Durchführung
der Grundverordnung und der Vorgehensweise der
wichtigsten Handelspartner der EU in diesem Bereich
überarbeiten.

B.ÙHINTERGRUND

a)ÙDie Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten sind als
Mitglieder der Welthandelsorganisation (WTO) bei
der Durchführung von Ausgleichszolluntersuchungen
an das WTO-Übereinkommen über Subventionen
und Ausgleichsmaßnahmen (nachstehend ,,Subventi-
onsübereinkommen‘‘ genannt) gebunden. In der Ver-
ordnung 2026/97, mit der dieses Übereinkommen
umgesetzt wurde, sind die Regeln für die Einführung
von Ausgleichsmaßnahmen im Fall schadensverursa-
chender subventionierter Einfuhren niedergelegtØ(Ï).

b) Gemäß dieser Grundverordnung können solche Aus-
gleichsmaßnahmen eingeführt werden, sofern eine
Untersuchung folgendes ergibt:

(Î)ÙABl. L 288 vom 21.10.1997, S. 1.

(Ï)ÙDiese Leitlinien gelten auch für Untersuchungen betreffend
EGKS-Produkte, die aufgrund des Beschlusses der Kommis-
sion vom 3. September 1998 durchgeführt werden (ABl.
L 245 vom 4.9.1998, S. 3).

i) Für die eingeführten Waren werden anfechtbare
Subventionen gezahlt.

ii) Die Einfuhren verursachen eine bedeutende Schä-
digung der Gemeinschaftshersteller der gleicharti-
gen Ware bzw. drohen, dies zu tun.

iii)ÙDie Einführung von Ausgleichsmaßnahmen liegt
im Interesse der Gemeinschaft.

c) Bei den ggf. einzuführenden Maßnahmen handelt es
sich normalerweise um einen Ausgleichszoll oder um
eine Verpflichtung des Ausführers bzw. der Regie-
rung des Landes, in dem die Subventionen gezahlt
werden. Beide Arten von Maßnahmen zielen auf die
Beseitigung der Auswirkungen der schadensverursa-
chenden Subventionen ab. Daher ist in Artikel 15 Ab-
satz 1 der Verordnung folgendes festgelegt:

i) Der Ausgleichszoll darf die ermittelte Höhe der
anfechtbaren Subventionen nicht übersteigen.

ii)ÙDer Ausgleichszoll sollte niedriger sein als die
Höhe der Subventionen, wenn ein niedrigerer Zoll
ausreicht, um die Schädigung des Wirtschafts-
zweigs der Gemeinschaft zu beseitigen.

Da in beiden Fällen die genaue Höhe der Subvention
unbedingt bekannt sein muß, ist eine Methode zur Be-
rechnung der Höhe dieser Subvention festzulegen.

In dieser Mitteilung wird eine praxisgerechte Berech-
nungsmethode erläutert. Die nachstehenden Empfehlun-
gen betreffen lediglich die anfechtbaren Subventionen.

C.ÙDEM EMPFÄNGER ERWACHSENDER VORTEIL

Subventionen können in unterschiedlicher Form gewährt
werden. In Artikel 2 der Verordnung 2026/97 wird der
Begriff ,,Subvention‘‘ wie folgt definiert:

—Ùfinanzielle Beihilfe einer Regierung oder

—Ùirgendeine Form der Einkommens- oder Preisstüt-
zung im Sinne des Artikels XVI des GATT 1994,

durch die ein Vorteil gewährt wird.
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Gemäß Artikel 5 der Verordnung 2026/97 muß daher
bei der Berechnung des Vorteils die Höhe der für den
Untersuchungszeitraum festgestellten Subventionen be-
rüchsichtigt werden und nicht bloß der Betrag zu dem
Zeitpunkt, zu dem der Staat diesen dem Empfänger
zahlt oder darauf verzichtet.

Folglich muß die Höhe der Subvention in einen Betrag
für den gesamten Untersuchungszeitraum unter Zugrun-
delegung des marktüblichen Zinssatzes umgerechnet
werden.

D.ÙBERECHNUNG DER HÖHE DER SUBVENTIONEN
PRO EINHEIT/ALS PROZENTSATZ DES EINFUHR-

PREISES

Die Verordnung 2026/97, die sich auf das WTO-Sub-
ventionsübereinkommen stützt, geht davon aus, daß eine
Subvention in jedem Fall eine Kostensenkung für das be-
günstigte Unternehmen bewirkt, was bei der Festlegung
der Methode zur Berechnung des Ausgleichzolls berück-
sichtigt wurde. Zu berechnen ist die Höhe der Subven-
tion pro Einheit (Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung
2026/97) während des Untersuchungszeitraums (vgl. Ab-
schnitt F). Im Fall von Konsumgütern wie beispielsweise
Fernsehgeräten würde jedes einzelne Gerät die angemes-
sene Einheit bilden. Bei Schüttgütern wie beispielsweise
Düngemitteln oder chemischen Erzeugnissen wäre es an-
gemessen, die Subvention beispielsweise pro Tonne oder
pro anderer geeigneter Maßeinheit zu ermitteln. Am ein-
fachsten ist es daher, die Höhe einer pro Einheit ge-
währten Subvention zu bestimmen (Beispiel 1).

Die Subvention pro Einheit kann jedoch auch wertmäßig
als Prozentsatz des durchschnittlichen cif-Einfuhrpreises
pro Einheit (frei Grenze der Gemeinschaft, unverzollt)
ausgedrückt werden.

Auf diese Weise lassen sich geringfügige Subventionen
ermitteln, die in Artikel 14 Absatz 5 der Verordnung
2026/97 unter Zugrundelegung des Wertes definiert sind
(1Ø% für Einfuhren aus Industrieländern, 2Ø% bis 3Ø%
für Einfuhren aus Entwicklungsländern). Unter bestimm-
ten Umständen kann es auch angemessen erscheinen,
den Ausgleichszoll als Wertzoll auszudrücken.

E.ÙBERECHNUNG BESTIMMTER FORMEN VON SUB-

VENTIONEN

a) Zuschüsse

Ein le i tung

Im Fall eines nichtrückzahlbaren Zuschusses (oder ei-
ner ähnlichen Leistung) entspricht der Wert der Sub-
vention dem Betrag des Zuschusses, korrigiert um

etwaige Unterschiede zwischen dem Zeitpunkt des
Erhalts und dem Untersuchungszeitraum, d.Øh. dem
Zeitraum, auf den die Produktion bzw. die Verkäufe
verteilt werden.

Wenn der Zuschuß im Untersuchungszeitraum ver-
ausgabt wird (d.Øh., er wird in voller Höhe der Pro-
duktion bzw. den Verkäufen in diesem Zeitraum zu-
gewiesen), werden normalerweise die Zinsen hinzuge-
rechnet, die in diesem Zeitraum anfallen würden.
Wird der Zuschuß jedoch über einen längeren Zeit-
raum als den Untersuchungszeitraum verteilt, so wer-
den die Zinsen nach der unter Abschnitt F Buchstabe
a) Ziffer ii) beschriebenen Methode hinzugerechnet.

Als Zuschüsse gelten alle Pauschalbeträge, die dem
begünstigten Unternehmen gezahlt werden bzw. auf
die verzichtet wird (z.ØB. Einkommensteuer- oder
Zollbefreiungen, Vergütungen sowie Beträge, die auf-
grund der Bereitstellung von Waren und Dienstlei-
stungen zu Vorzugsbedingungen eingespart oder
durch überhöhte Preise für den Kauf von Waren ein-
genommen werden) (vgl. Beispiele 1, 1 i), 3, 4, 5).

Beispie le  für  Zuschüsse  oder  vergle ichbare
Le i s tungen

Zur Berechnung der vollen Höhe der Subventionen
sind alle in den nachstehend aufgeführten Beispielen
genannten Beiträge um die in der Einleitung genann-
ten Zinsen zu erhöhen. Die Gesamthöhe der Subven-
tionen hängt auch davon ab, ob die Subventionen im
Untersuchungszeitraum verausgabt oder über einen
längeren Zeitraum verteilt werden.

i) Direkter Transfer von Geldern

Dies ist der einfachste Fall. Die Höhe der Sub-
ventionen entspricht dem Betrag, der dem betrof-
fenen Unternehmen gezahlt wird (zu dieser Kate-
gorie gehören beispielsweise Subventionen zur
Deckung von Betriebsverlusten).

ii) Steuerbefreiungen

Die Höhe der Subvention entspricht dem Steuer-
betrag, den das begünstigte Unternehmen im Un-
tersuchungszeitraum unter Zugrundelegung des
normalen Steuersatzes zu zahlen hätte.

iii) Steuerermäßigungen

Die Höhe der Subvention entspricht der Diffe-
renz zwischen dem Steuerbetrag, den das begün-
stigte Unternehmen im Untersuchungszeitraum
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tatsächlich zahlt, und dem Betrag, den es unter
Zugrundelegung des normalen Steuersatzes zu
zahlen hätte.

(Die gleiche Methode sollte auch im Fall aller
übrigen Befreiungen und Ermäßigungen ange-
wandt werden; als Beispiele seien hier Einfuhr-
zölle, Sozialversicherungsbeiträge und Abfin-
dungszahlungen genannt).

iv) Beschleunigte Abschreibung

Die beschleunigte Abschreibung von Vermögens-
gegenständen im Rahmen eines staatlich geneh-
migten Programms sollte als Steuerermäßigung
angesehen werden. Die Höhe der Subvention ent-
spricht der Differenz zwischen dem Steuerbetrag,
der im Untersuchungszeitraum im Rahmen eines
normalen Abschreibungsplans für die betroffenen
Vermögensgegenstände zu zahlen wäre, und dem
im Rahmen der beschleunigten Abschreibung tat-
sächlich gezahlten Betrag. Soweit das betroffene
Unternehmen im Untersuchungszeitraum durch
die beschleunigte Abschreibung Steuern spart, er-
wächst ihm ein Vorteil.

v) Zinssubventionen

Im Fall von Zinssubventionen entspricht die Höhe
dieser Subventionen dem Zinsbetrag, den das be-
günstigte Unternehmen im Untersuchungszeit-
raum einspart.

b) Darlehen

Bas i smethode

i)ÙIm Fall eines (rückzahlbaren) staatlichen Darle-
hens entspricht die Subvention der Differenz zwi-
schen den tatsächlich gezahlten Zinsen und den
Zinsen, die im Untersuchungszeitraum normaler-
weise für ein vergleichbares Darlehen zu Markt-
bedingungen zu zahlen wären (vgl. Beispiel 2 i)).

ii)ÙUnter einem vergleichbaren Darlehen zu Markt-
bedingungen ist normalerweise ein Darlehen in
gleicher Höhe und mit der gleichen Tilgungsfrist
zu verstehen, das das begünstigte Unternehmen
von einer repräsentativen Privatbank auf dem In-
landsmarkt erhalten könnte.

iii)ÙIn diesem Zusammenhang sollten die marktübli-
chen Zinsen vorzugsweise anhand der Zinsen be-
rechnet werden, die das betroffene Unternehmen
für vergleichbare Darlehen von Privatbanken tat-
sächlich zahlt. Andernfalls sollten die Zinsen her-
angezogen werden, die andere Unternehmen des-
selben Wirtschaftszweigs in einer ähnlichen finan-

ziellen Situation für vergleichbare private Darle-
hen zahlen. Liegen keine Informationen über sol-
che Darlehen vor, so sollten die Zinsen für ver-
gleichbare private Darlehen an Unternehmen be-
liebiger Wirtschaftszweige in einer ähnlichen fi-
nanziellen Lage zugrunde gelegt werden.

iv) Werden auf dem Inlandsmarkt des Ausfuhrlandes
keine vergleichbaren Darlehen zu Marktbedin-
gungen vergeben, so kann der Zinssatz für solche
Darlehen unter Berücksichtigung der Indikatoren,
die Aufschluß über die jeweilige wirtschaftliche
Lage geben (insbesondere Inflationsrate), und der
Situation des betroffenen Unternehmens geschätzt
werden.

v) Wird auf die Rückzahlung des Darlehens ganz
oder teilweise verzichtet bzw. wird das Darlehen
ganz oder teilweise nicht zurückgezahlt, so wird
der nichtzurückgezahlte Betrag, je nachdem, ob
eine Bürgschaft vorlag, als Zuschuß angesehen.

S o n d e r f ä l l e

vi)ÙDie Stundung von Steuern oder sonstigen Ver-
bindlichkeiten sollte als zinsfreies Darlehen an-
gesehen und die Höhe der Subvention nach der
oben beschriebenen Methode berechnet werden.

vii)ÙRückzahlbare Zuschüsse sollten bis zur Rück-
zahlung ebenfalls als zinsfreie Darlehen angese-
hen werden. Werden die Zuschüsse ganz oder
teilweise nicht zurückgezahlt, so sollten sie ab
dem Zeitpunkt, zu dem die Nichtrückzahlung
festgestellt wird, als Zuschüsse und nicht mehr
als zinsfreie Darlehen betrachtet werden. Ab die-
sem Zeitpunkt ist die normale Berechnungsme-
thode für Zuschüsse anzuwenden. Im Fall der
Periodisierung des Zuschusses würde mit der
Verteilung zu dem Zeitpunkt begonnen, zu dem
die Nichtrückzahlung festgestellt wird. Die
Höhe der Subvention entspräche in diesem Fall
dem Betrag des Zuschusses abzüglich etwaiger
Rückzahlungen.

viii)ÙDas gleiche würde für bedingt rückzahlbare
Darlehen gelten. Werden solche Darlehen zu ei-
nem vergünstigten Zinssatz vergeben werden, so
würde die Höhe der Subvention nach der unter
Ziffer i) beschriebenen Methode berechnet.
Sollte sich jedoch herausstellen, daß das Darle-
hen nicht zurückgezahlt wird, würde es ab dem
Zeitpunkt, zu dem die Nichtrückzahlung festge-
stellt wird, als Zuschuß behandelt. Die Höhe der
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Subvention entspräche in diesem Fall dem Betrag
des Darlehens abzüglich etwaiger Rückzahlun-
gen.

c) Kreditbürgschaften

i)ÙSolche Bürgschaften vermindern das Risiko, daß
der Schuldner seinen Rückzahlungsverpflichtun-
gen gegenüber dem Gläubiger nicht nachkommt,
und ermöglichen daher normalerweise einem Un-
ternehmen, sich Kapital zu günstigeren Bedingun-
gen zu beschaffen. Im Fall einer staatlichen Bürg-
schaft ist die Tatsache, daß das Kapital zu niedri-
geren Zinssätzen als sonst bereitgestellt wird,
nicht mit einer Subvention gleichzusetzen, sofern
die Bürgschaft auf kommerzieller Basis finanziert
wird, da davon ausgegangen wird, daß die Finan-
zierung einer solchen rentablen Bürgschaft durch
das Unternehmen etwaige Vorteile durch einen
günstigen Zinssatz aufwiegen würde.

ii)ÙUnter diesen Umständen wird die Auffassung ver-
treten, daß dem Empfänger kein Vorteil erwächst,
sofern die von ihm im Rahmen des Bürgschafts-
programms gezahlten Gebühren ausreichen, um
das Programm auf kommerzieller Grundlage
durchzuführen, das heißt, um alle Programmko-
sten zu decken und einen angemessenen Gewinn
zu erwirtschaften. Dabei wird davon ausgegan-
gen, daß die Gebühren das mit der Einräumung
eines niedrigeren Zinssatzes verbundene Risiko
decken. Erweist sich das Bürgschaftsprogramm im
Untersuchungszeitraum insgesamt als rentabel
und zahlt der Empfänger angemessene Gebühren,
so leistet die Regierung keine finanzielle Beihilfe
und zahlt somit keine Subvention, auch wenn der
betroffene Empfänger sein Darlehen in diesem
Zeitraum nicht zurückzahlen sollte.

Ist das Programm dagegen nicht rentabel, so ent-
spricht der dem Empfänger erwachsende Vorteil
der Differenz zwischen den tatsächlich gezahlten
Gebühren und den Gebühren, die im Fall eines
rentablen Programms zu zahlen wären, oder der
Differenz zwischen dem Betrag, den das Unter-
nehmen für das verbürgte Darlehen zahlt, und
dem Betrag, den es ohne die staatliche Bürgschaft
für ein vergleichbares Darlehen zu Marktbedin-
gungen zahlen müßte, sofern die letztgenannte
Differenz niedriger ist.

iii)ÙIm Fall von Ad-hoc-Bürgschaften (d.Øh. Bürg-
schaften, die nicht im Rahmen eines Programms
übernommen werden) ist zunächst zu prüfen, ob
die gezahlten Gebühren denjenigen entsprechen,
die anderen Unternehmen in einer vergleichbaren
Lage im Rahmen rentabler Bürgschaftsprogramme
berechnet werden. Ist dies der Fall, so liegt nor-
malerweise keine Subvention vor. Andernfalls
würde die oben unter Ziffer ii) beschriebene
Methode Anwendung finden.

iv) Zahlt der Empfänger keine Gebühren, so ent-
spricht der Höhe der Subvention der Differenz
zwischen dem Betrag, den das Unternehmen für
das verbürgte Darlehen zahlt, und dem Betrag,
den es ohne die staatliche Bürgschaft für ein ver-
gleichbares Darlehen zu Marktbedingungen zu
zahlen hätte.

v) Dieselben Berechnungsgrundsätze gelten für Aus-
fallbürgschaften, die den Begünstigten gegen die
Zahlungsunfähigkeit seiner Kunden absichern.

vi) Im speziellen Fall der Ausfuhrkredite und -bürg-
schaften ist selbstverständlich das einschlägige
OECD-Übereinkommen richtungsweisend.

d) Bereitstellung von Waren oder Dienstleistungen durch
den Staat

Grundsatz

i)ÙDie Höhe der Subvention im Fall der Bereitstel-
lung von Waren oder Dienstleistungen durch den
Staat entspricht der Differenz zwischen dem
Preis, den die Unternehmen für die Waren oder
Dienstleistungen tatsächlich zahlen, und dem
nach Marktbedingungen angemessenen Entgelt
für diese Waren oder Dienstleistungen, sofern der
erstgenannte Preis niedriger ist als dieses Entgelt.

Das angemessene Entgelt wird normalerweise an-
hand der Bedingungen auf dem Inlandsmarkt des
Ausfuhrlandes bestimmt. Bei der Berechnung der
Höhe der Subvention ist ausschließlich der Teil
der Waren bzw. Dienstleistungen zu berücksichti-
gen, die direkt für die Herstellung oder den Ver-
kauf der gleichartigen Ware im Untersuchungs-
zeitraum benötigt werden.

Vergle ich mit  pr ivaten Anbietern

ii)ÙZunächst ist zu prüfen, ob die betreffenden Wa-
ren und Dienstleistungen sowohl vom Staat als
auch von Privatunternehmen angeboten werden.
Ist dies der Fall, so wird normalerweise ein Vor-
teil gewährt, wenn der vom Staat in Rechnung
gestellte Preis den niedrigsten Preis unterschreitet,
den einer der privaten Anbieter dem betreffenden
Unternehmen für einen vergleichbaren Kauf be-
rechnet. Die Höhe der Subvention entspricht in
diesem Fall der Differenz zwischen diesen beiden
Preisen.

Hat das betroffene Unternehmen keine vegleich-
baren Waren oder Dienstleistungen von privaten
Anbietern gekauft, so sollten nähere Angaben
über den Preis eingeholt werden, den vergleich-
bare Unternehmen desselben Wirtschaftszweigs
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bzw. wenn solche Angaben nicht vorliegen —
vergleichbare Unternehmen eines beliebigen Wirt-
schaftszweigs zahlen. Die Höhe der Subvention
wird dann nach der oben beschriebenen Methode
berechnet.

Staat l iche  Monopolanbieter

iii)ÙHandelt es sich jedoch um einen staatlichen Mo-
nopolanbieter, so wird davon ausgegangen, daß
die betreffenden Waren oder Dienstleistungen zu
einem geringeren als dem angemessenen Entgelt
bereitgestellt werden, sofern bestimmte Unterneh-
men oder Wirtschaftszweige in den Genuß von
Vorzugspreisen kommen. Die Höhe der Subven-
tion entspricht in diesem Fall der Differenz zwi-
schen dem Vorzugs- und dem Normalpreis.

Werden die betreffenden Waren und Dienstlei-
stungen in der Wirtschaft in großem Umfang ge-
nutzt, so liegt nur dann eine spezifische Subven-
tion vor, wenn nachgewiesen wird, daß bestimm-
ten Unternehmen oder Wirtschaftszweigen Vor-
zugspreise in Rechnung gestellt werden.

Stückpreise können nach neutralen und objekti-
ven Kriterien gestaffelt sein. So zahlen beispiels-
weise in einigen Fällen Großabnehmer von Gas
und Strom niedrigere Stückpreise als Kleinabneh-
mer. Wenn bestimmten Unternehmen günstigere
Preise in Rechnung gestellt werden als anderen,
bedeutet dies nicht, daß die Waren bzw. Dienst-
leistungen zu einem niedrigeren als dem angemes-
senen Entgelt bereitgestellt werden, sofern die be-
treffende Preisstruktur in der gesamten Wirtschaft
angewendet wird und die Vorzugspreise nicht be-
stimmten Wirtschaftszweigen oder Unternehmen
vorbehalten sind. Die Höhe der Subvention ent-
spricht grundsätzlich der Differenz zwischen dem
Vorzugspreis und dem Preis, der einem vergleich-
baren Unternehmen nach der normalen Preis-
struktur in Rechnung gestellt wird.

iv) Reicht der normale Preis jedoch nicht zur Dek-
kung der durchschnittlichen Gesamtkosten des
Anbieters und zur Erzielung eines angemessenen
Gewinns aus (auf der Basis der in diesem Sektor
erzielten Durchschnittswerte), so entspricht die
Höhe der Subvention der Differenz zwischen
dem Vorzugspreis und dem Preis, der zu Dek-
kung der vorgenannten Kosten und zur Erzielung
des angemessenen Gewinns erforderlich ist.

v) Handelt es sich um einen staatlichen Monopolan-
bieter einer Ware oder einer Dienstleistung mit
einem bestimmten Verwendungszweck, beispiels-
weise Fernsehröhren, so stellt sich die Frage der
Vorzugspreise nicht, und die Höhe der Subven-
tion entspricht der Differenz zwischen dem von
dem betroffenen Unternehmen gezahlten Preis
und dem Preis, der zur Deckung der Kosten des
Anbieters und zur Erzielung eines angemessenen
Gewinns erforderlich ist.

e) Staatliche Warenkäufe

i)ÙWerden die betreffenden Waren sowohl von Pri-
vatunternehmen als auch vom Staat gekauft, so
entspricht die Höhe der Subvention dem Betrag,
um den der Preis, der vom Staat für die gleichar-
tige Ware gezahlt wird, den höchsten Preis über-
steigt, der in der Privatwirtschaft unter vergleich-
baren Bedingungen für den Kauf derselben Wa-
ren gezahlt wird.

ii)ÙVerkauft das betreffende Unternehmen keine ver-
gleichbaren Waren an die Privatwirtschaft, so
sollten nähere Angaben über den Preis eingeholt
werden, den Privatunternehmen an vergleichbare
Unternehmen im gleichen Wirtschaftszweig bzw.
— wenn solche Angaben nicht verfügbar sind —
in der Wirtschaft insgesamt zahlen. In diesem Fall
sollte die Höhe der Subvention nach der oben be-
schriebenen Methode berechnet werden.

iii)ÙBesitzt der Staat das Monopol für den Kauf der
betreffenden Waren, so entspricht die Subvention
dem Betrag, um den der tatsächlich gezahlte Preis
das angemessene Entgelt übersteigt. Unter einem
angemessenen Entgelt sind in diesem Fall die
durchschnittlichen Kosten des betreffenden Un-
ternehmens beim Verkauf der Ware im Untersu-
chungszeitraum zuzüglich eines angemessenen
Gewinns zu verstehen. Diese Beträge sind von
Fall zu Fall zu ermitteln.

Die Höhe der Subvention entspricht also der Dif-
ferenz zwischen dem vom Staat gezahlten Preis
und dem angemessenen Entgelt im obengenann-
ten Sinne.

f) Bereitstellung von Aktienkapital durch den Staat

i)ÙDie Bereitstellung von Aktienkapital durch den
Staat gilt nur dann als Vorteil, wenn die Auffas-
sung vertreten werden kann, daß die betreffende
Investition im Widerspruch zu der üblichen Inve-
stitionspraxis (einschließlich bei Bereitstellung
von Risikokapital) privater Investoren im Aus-
fuhrland steht.

ii)ÙAus der Bereitstellung von Aktienkapital als sol-
cher erwächst somit noch kein Vorteil. Entschei-
dend ist, ob auch ein privater Investor unter den
gleichen Bedingungen in das Unternehmen inve-
stiert hätte. Auf dieser Basis ist die Sachlage von
Fall zu Fall zu prüfen, wobei das übliche Vorge-
hen der Kommission im Bereich der staatlichen
Beihilfen sowie die Vorgehensweise der wichtig-
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sten Handelspartner der Gemeinschaft in diesem
Bereich zu berücksichtigen sind.

iii) Kauft der Staat Unternehmensanteile zu einem
höheren Preis als dem normalen Marktpreis (un-
ter Berücksichtigung sonstiger Faktoren, die die
Entscheidung eines privaten Investors beeinflus-
sen könnten), so entspricht die Höhe der Subven-
tion der Differenz zwischen den beiden Preisen.

vi)ÙWerden Unternehmensanteile nicht frei gehan-
delt, so sollte geprüft werden, ob der Staat zu
Recht eine angemessene Kapitalrendite erwarten
kann. Den Beweis dafür liefert am ehesten eine
unabhängige Studie, aus der hervorgeht, daß es
sich bei der betroffenen Firma um ein angemesse-
nes Investitionsobjekt handelt. Andernfalls obliegt
es dem Staat nachzuweisen, auf welcher Grund-
lage er zu Recht eine angemessene Kapitalrendite
erwarten kann.

v)ÙGibt es keinen Marktpreis und wird das Aktien-
kapital im Rahmen eines laufenden staatlichen
Investitionsprogramms bereitgestellt, so ist nicht
nur die Lage des betroffenen Unternehmens
selbst eingehend zu prüfen, sondern auch das Ge-
samtergebnis des Programms in den letzten Jah-
ren zu berücksichtigen. Erzielte der Staat im
Rahmen des Programms eine angemessene Ren-
dite, so sollte davon ausgegangen werden, daß
der Staat in dem betreffenden Fall im Einklang
mit der üblichen Investitionspraxis privater Inve-
storen handelt. Andernfalls obliegt es dem Staat
nachzuweisen, auf welcher Grundlage er zu
Recht eine angemessene Kapitalrendite erwarten
kann.

vi)ÙBei der Prüfung der Frage, ob eine Subvention
vorliegt, wird von den Informationen ausgegan-
gen, die den Parteien zum Zeitpunkt der Bereit-
stellung des Aktienkapitals zur Verfügung stehen.
Betrifft eine Untersuchung beispielsweise eine vor
mehreren Jahren erfolgte Investition, so bedeutet
die Tatsache, daß die Leistungen des Unterneh-
mens schlechter waren als erwartet, noch nicht,
daß eine Subvention vorliegt, sofern die Informa-
tionen, die zum Zeitpunkt der Bereitstellung des
Kapitals vorlagen, zu Recht eine angemessene
Kapitalrendite erwarten ließen.

Dagegen kann eine Subvention auch dann vorlie-
gen, wenn eine angemessene Rendite erzielt wor-
den ist, falls zum Zeitpunkt der Bereitstellung des
Aktienkapitals die Aussicht auf eine solche Ren-
dite so ungewiß war, daß kein Privatunterneh-
men die Investition vorgenommen hätte.

vii)ÙGibt es keinen Marktpreis für das Aktienkapital
und liegt eine Subvention vor, aus der ein Vorteil
erwächst, oder mit anderen Worten, hat der Staat
nicht im Einklang mit der üblichen Investitions-
praxis privater Investoren gehandelt, so ist das
bereitgestellte Aktienkapital ganz oder teilweise
als Zuschuß zu behandeln.

Das Aktienkapital würde nur in Ausnahmefällen
in voller Höhe als Zuschuß eingestuft, nämlich
dann, wenn die Untersuchung ergibt, daß der
Staat überhaupt keine Kapitalrendite erwartete
und dem betreffenden Unternehmen in Wirklich-
keit einen versteckten Zuschuß gewährte.

Die Entscheidung, welcher Anteil des Aktienka-
pitals als Zuschuß behandelt wird, hängt davon
ab, in welchem Maße sich der Staat am Vorge-
hen eines privaten Investors orientiert hat. Dies
setzt eine Einzelfallprüfung voraus.

g) Schuldenerlaß durch den Staat

Mit dem Erlaß von Schulden durch den Staat oder
durch eine staatliche Bank wird ein Unternehmen von
seinen Rückzahlungsverpflichtungen entbunden, so
daß dies als Zuschuß betrachtet werden sollte. Im Fall
der Periodisierung der Subvention sollte der Vertei-
lungszeitraum zum Zeitpunkt des Schuldenerlasses
beginnen. Die Höhe der Subvention entspricht der
Höhe des Schuldenerlasses (einschließlich Zinsen).

F.ÙUNTERSUCHUNGSZEITRAUM FÜR DIE BERECH-
NUNG DER SUBVENTIONEN — VERAUSGABUNG

VERSUS PERIODISIERUNG

Die Höhe der Subvention sollte für einen bestimmten
Untersuchungszeitraum ermittelt werden, bei dem es sich
normalerweise um das letzte Geschäftsjahr des begün-
stigten Unternehmens handeln sollte (Artikel 4 Absatz 1
der Verordnung 2026/97). Obwohl grundsätzlich auch
ein anderer Zeitraum von mindestens sechs Monaten vor
Einleitung der Untersuchung zugrunde gelegt werden
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kann, sollte vorzugsweise das letzte Geschäftsjahr heran-
gezogen werden, da in diesem Fall alle Angaben anhand
geprüfter Bücher kontrolliert werden können.

Da sich viele Subventionen über mehrere Jahre auswir-
ken, sollten auch die vor dem Untersuchungszeitraum
gewährten Subventionen geprüft werden, um zu ermit-
teln, welcher Anteil dieser Subventionen auf den Unter-
suchungszeitraum entfällt (siehe unten).

i) Bestimmte Subventionen werden pro Einheit gewährt,
wie beispielsweise eine Ausfuhrvergütung je Stück. In
diesem Fall wird der Subventionsbetrag pro Stück
normalerweise anhand des gewogenen durchschnittli-
chen Wertes der Vergütung im Untersuchungszeit-
raum ermittelt (Beispiel 1).

ii)ÙAndere Subventionen werden nicht direkt pro Einheit
ausgedrückt, sondern umfassen einen Pauschalbetrag,
der in angemessener Weise den einzelnen Einheiten
zuzurechnen ist.

In diesem Zusammenhang können zwei Berechnun-
gen erforderlich sein:

—ÙEin Teil der Subventionen, die vor dem Untersu-
chungszeitraum gewährt wurden, aber die sich
über mehrere Jahre auswirken, wird dem Untersu-
chungszeitraum zugerechnet (Artikel 7 Absatz 3
der Verordnung 2026/97).

—ÙDer auf den Untersuchungszeitraum entfallende
Subventionsbetrag wird auf die einzelnen Einhei-
ten verteilt. Für diese Verteilung ist der angemes-
sene Nenner zu wählen (Artikel 7 Absätze 1 und
2 der Verordnung 2026/97).

a) Ermittlung des auf den Untersuchungszeitraum entfal-
lenden Subventionsbetrags

i)ÙViele Subventionen wie beispielsweise Steueran-
reize und zinsvergünstigte Darlehen werden im-
mer wieder gewährt. Sie wirken sich unmittelbar
nach ihrer Gewährung aus. Der dem Begünstig-
ten zugute kommende Betrag kann daher im Un-
tersuchungszeitraum verausgabt werden. Er sollte
normalerweise um die jährlichen marktüblichen
Zinsen erhöht werden, damit der dem Empfänger
erwachsende Vorteil in vollem Umfang erfaßt
wird, da davon auszugehen ist, daß der Empfän-
ger den Betrag andernfalls zu Beginn dieses Zeit-
raums hätte aufnehmen und zum Ende zurück-
zahlen müssen.

ii)ÙBei einmaligen Subventionen, die an den Erwerb
von Sachanlagen gebunden sind, wird die Sub-
vention über den normalen Abschreibungszeit-
raum solcher Sachanlagen verteilt (Artikel 7 Ab-

satz 3 der Verordnung 2026/97). Daher kann die
Subvention in Form eines Zuschusses (bei dem
davon ausgegangen wird, daß der Begünstigte
das Kapital zur Verbesserung seiner Wettbe-
werbsfähigkeit auf lange Frist und somit für den
Erwerb von Sachanlagen nutzt) über den norma-
len Abschreibungszeitraum für Sachanlagen in
dem betreffenden Wirtschaftszweig verteilt wer-
den. Dabei wird normalerweise linear abgeschrie-
ben. Wenn sich der normale Abschreibungszeit-
raum beispielsweise auf fünf Jahre beläuft, wer-
den 20Ø% der Subvention dem Untersuchungs-
zeitraum zugerechnet (Beispiel 6).

Diese Periodisierung der Subventionen hat zur
Folge, daß auch im Fall einmaliger Subventionen,
die mehrere Jahre vor dem Untersuchungszeit-
raum gewährt wurden, Ausgleichszölle eingeführt
werden können, sofern sich diese Subventionen
im Untersuchungszeitraum weiterhin auswirken.

Methodisch entspricht diese Zurechnung einer
Reihe jährlicher Zuschüsse in jeweils gleicher
Höhe. Zur Ermittlung des dem Empfänger er-
wachsenden Vorteils ist jeder Zuschuß um die
angemessenen jährlichen Marktzinsen zu erhö-
hen, um der Tatsache Rechnung zu tragen, daß
sich der Empfänger das Kapital nicht auf dem
freien Markt beschaffen muß. Damit der gesamte
dem Empfänger erwachsenen Vorteil erfaßt und
folglich berücksichtigt wird, daß er schon zu Be-
ginn des Verteilungszeitraum über den gesamten
Betrag verfügt, sollte der Subventionsbetrag um
die durchschnittlichen Zinsen erhöht werden, die
der Empfänger erwartungsgemäß während des
gesamten Verteilungszeitraums für den nicht ab-
geschriebenen Teil des Zuschusses einnehmen
würde.

iii) Als Ausnahme von Ziffer ii) gilt, daß einmalige
Subventionen, die sich wertmäßig auf weniger als
1Ø% belaufen, normalerweise verausgabt werden,
selbst wenn sie an den Erwerb von Sachanlagen
gebunden sind.

iv)ÙIm Fall wiederkehrender Subventionen, die an
den Erwerb von Sachanlagen gebunden sind
(z.ØB. Befreiung von den Einfuhrzöllen auf Ma-
schinen) und die vor dem Untersuchungszeitraum
gewährt wurden, sollten die Vorteile aus den frü-
heren Jahren des Abschreibungszeitraums berück-
sichtigt und der ensprechende Betrag dem Unter-
suchungszeitraum zugerechnet werden (Beispiel
7).

v)ÙWiederkehrende Subventionen in großer Höhe
und in konzentrierter Form, die vor dem Unter-
suchungszeitraum gewährt wurden, können unter
bestimmten Umständen periodisiert werden, so-
fern festgestellt wird, daß sie wahrscheinlich an
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den Erwerb von Sachanlagen gebunden sind und
den Begünstigten im Untersuchungszeitraum wei-
terhin einen Vorteil verschaffen.

vi)ÙFolglich sollten im Fall verausgabter Subventio-
nen wie in den Ziffern i) und iii) keine Subven-
tionen berücksichtigt werden, die vor dem Unter-
suchungszeitraum gewährt wurden. Im Fall der
Periodisierung der Subventionen wie in den Zif-
fern ii), iv) und v) ist den vor dem Untersu-
chungszeitraum gewährten Subventionen dage-
gen Rechnung zu tragen.

vii)ÙEine ausführliche Übersicht über die zu verteilen-
den und die zu verausgabenden Subventionen
enthält der Anhang I. Diese Übersicht dient je-
doch lediglich als Beispiel. Einige Subventionsar-
ten können Gegenstand einer fallweisen Prüfung
sein, wenn über die Verausgabung oder die Ver-
teilung entschieden werden soll.

b) Angemessener Nenner für die Verteilung des Subven-
tionsbetrags

Nachdem der dem Untersuchungszeitraum zuzurech-
nende Subventionsbetrag ermittelt wurde, ist die
Höhe der Subvention pro Einheit zu berechnen, in-
dem der vorgenannte Betrag mit Hilfe des geeigneten
Nenners, d.Øh. der Menge der verkauften bzw. ausge-
führten Waren, verteilt wird.

i)ÙIm Fall von Ausfuhrsubventionen (Artikel 3 Ab-
satz 4 Buchstabe a) der Verordnung 2026/97 ist
das Ausfuhrvolumen im Untersuchungszeitraum
der geeignete Nenner für die Verteilung, da diese
Subventionen lediglich den Ausfuhren zugute
kommen (vgl. Beispiele 2 und 3).

ii)ÙBei den übrigen Subventionen sollten normaler-
weise die Gesamtverkäufe (Inlands- und Export-
verkäufe) als Nenner zugrunde gelegt werden, da
diese Subventionen sowohl den Inlands- als auch
den Exportverkäufen zugute kommen (vgl. Bei-
spiel 4).

iii)ÙKommt die Subvention lediglich einer bestimmten
Ware zugute, so sollten ausschließlich die Ver-
käufe dieser Ware als Nenner dienen. Andernfalls
sollten die Gesamtverkäufe des Empfängers als
Nenner herangezogen werden.

G.ÙABZUG BESTIMMTER BETRÄGE VON DEN SUB-

VENTIONEN

1.ÙGemäß Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung 2026/97
können lediglich folgende Posten von der Höhe der
Subvention abgezogen werden:

i)ÙAntragsgebühren oder andere Kosten, die getragen
werden, um die Voraussetzungen für die Subventi-
onsgewährung zu erfüllen oder in den Genuß der
Subventionen zu gelangen.

Hier ist darauf hinzuweisen, daß es dem Ausführer
in dem betroffenen Land obliegt, einen solchen
Abzug zu beantragen. Ohne einen solchen Antrag
mit nachprüfbaren Beweisen wird kein Abzug vor-
genommen. Normalerweise können nur Kosten
oder Gebühren abgezogen werden, die dem Staat
im Untersuchungszeitraum direkt gezahlt werden.
Solche Zahlungen müssen nachweislich eine Vor-
aussetzung für die Subventionsgewährung sein.
Demnach sind Zahlungen an Privatleute wie bei-
spielsweise Rechtsanwälte, Buchhalter usw., die für
die Beantragung der Subventionen eingeschaltet
werden, nicht abzugsfähig. Dies gilt auch für frei-
willige Zuwendungen an den Staat wie beispiels-
weise Schenkungen.

ii)ÙAusfuhrsteuern, Zölle oder andere Abgaben, die
auf die in die Gemeinschaft ausgeführte Ware er-
hoben wurden, um die Subvention auszugleichen.

Entsprechenden Anträgen sollte nur stattgegeben
werden, wenn die Abgaben im Untersuchungszeit-
raum erhoben wurden und zum Zeitpunkt der
Empfehlung endgültiger Maßnahmen nachweislich
weiterhin erhoben werden.

2.ÙAndere Beträge können normalerweise nicht von der
Höhe der Subvention abgezogen werden. Etwaige
steuerliche Auswirkungen von Subventionen oder
wirtschaftliche oder den Zeitwert betreffende Auswir-
kungen können über den in dieser Mitteilung genann-
ten Umfang hinaus nicht berücksichtigt werden.
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BEISPIELE FÜR DIE BERECHNUNG VON SUBVENTIONEN

Bei den nachstehenden Beispielen wird von folgender Sachlage ausgegangen.

1.ÙUntersuchungszeitraum ist das Jahr 1996.

2.ÙDer Zinssatz mit jährlicher Tilgungsfrist beträgt 25Ø%.

3.ÙDer Abschreibungszeitraum für Maschinen beläuft sich auf fünf Jahre.

4.ÙDer Einfuhrzoll auf Maschinen beträgt 50Ø%.

5.ÙDie gleichartige Ware wird Ware X genannt und in Tonnen gemessen.

6.ÙIm Ausfuhrland gibt es drei Hersteller, die jeweils 100Ø000 Tonnen pro Jahr ausführen. Sie
werden als Unternehmen A, B und C bezeichnet.

7.ÙIn allen Beispielen werden die Beträge entsprechend umgerechnet in Ecu angegeben. In
Wirklichkeit würden die Beträge auf die Währung des Ausfuhrlandes lauten, und der Ein-
fuhrzoll in der Gemeinschaft würde in Ecu ausgedrückt.

a) Pro Einheit gewährte Subventionen

Beispie l  1

i)ÙDie Ausführer der Ware X erhalten vom Staat für jede ausgeführte Tonne eine Vergü-
tung, deren Höhe saisonabhängig ist. Im ersten Halbjahr 1996, in dem 200Ø000 Tonnen
ausgeführt werden, beläuft sich die Vergütung auf 5 ECU/t. Im zweiten Halbjahr, in
dem 100Ø000 Tonnen ausgeführt werden, erhöht sich diese Vergütung auf 20 ECU/t.

Im Untersuchungszeitraum beläuft sich somit die Vergütung im gewogenen Durchschnitt
auf 10 ECU/t. Da diese Vergütung mit einem Zuschuß vergleichbar ist, wird die Höhe
der Subvention durch Addition der Zinsen von 25Ø% ermittelt, so daß sich ein Betrag
von 12,5 ECU/t ergibt. Da diese Vergütungen im Verlauf des Jahres regelmäßig gezahlt
werden, kommt das Unternehmen bei den meisten Transaktionen nicht in den Genuß
der Zinsen für das gesamte Jahr. Sofern die Unternehmen entsprechende Beweise vorle-
gen, kann der Zinsbetrag unter Zugrundelegung des gewogenen durchschnittlichen Zeit-
raums gekürzt werden, in dem die Unternehmen Zugang zu dem gesamten Vergütungs-
betrag haben. Die Unternehmen A, B und C kommen alle in den Genuß dieser Subven-
tion.

ii)ÙIst die Höhe der Vergütungen stets saisonabhängig, sollte der gewogene durchschnittli-
che Betrag herangezogen werden. Ergibt dagegen die Untersuchung, daß die Vergütung
von 20 ECU/t auf Dauer beibehalten wird, so ist dieser Betrag und nicht der gewogene
Durchschnitt bei der Berechnung der Höhe der Subvention zugrunde zu legen, da er
dem tatsächlichen Vorteil entspricht, den der Ausführer bei den aktuellen Lieferungen
genießt.

b) Im Untersuchungszeitraum verausgabte Subventionen

Beispie l  2

Unternehmen A — Zurechnung von Ausfuhrsubventionen — Verpflichtung zur Ausfuhr der
gesamten Produktion

i)ÙDas Unternehmen A kommt in den Genuß weiterer Vorteile, wenn es die Ware X aus-
schließlich ausführt. Dabei handelt es sich eindeutig um eine Ausfuhrsubvention, da die
Vorteile von der Ausfuhrleistung abhängig sind. Dem Unternehmen wird u.Øa. eine Ein-
kommensteuerbefreiung gewährt. Im Untersuchungszeitraum produzierte und expor-
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tierte das Unternehmen 100Ø000 Tonnen. Wird davon ausgegangen, daß es im Untersu-
chungszeitraum bei Ware X einen Gewinn von 4 Mio. ECU erwirtschaftet und daß sich
der normale Steuersatz auf 25Ø% beläuft, hat die Befreiung insgesamt einen Wert von
1 Mio. ECU, was 10 ECU/t entspricht. Da die Steuerbefreiung mit einem bar ausgezahl-
ten Zuschuß vergleichbar ist, sind angemessenerweise Zinsen in Höhe von 25Ø% hinzu-
zurechnen, so daß sich die Subvention auf 12,50 ECU/t beläuft.

ii)ÙDas Unternehmen A erhält im gleichen Zusammenhang außerdem ein staatliches Darle-
hen über 5 Mio. ECU zu 5Ø% Zinsen. Marktüblich ist ein Zinssatz von 25Ø%. Da dieses
Darlehen zurückgezahlt werden muß, entspricht die Höhe der Subvention der Differenz
zwischen den tatsächlich gezahlten Zinsen und den marktüblichen Zinsen. Diese Diffe-
renz beläuft sich im Untersuchungszeitraum auf 1 Mio. ECU (d.Øh. 5 Mio. ECU zu
20Ø%). Damit ergibt sich ein Subventionsbetrag von 10 ECU/t. Dabei handelt es sich um
eine wiederkehrende Subvention, sofern sich die Tilgungsfrist über mehr als ein Jahr
erstreckt. Der genaue Betrag hängt von der Tilgung des eigentlichen Darlehens ab.

Beispie l  3

Unternehmen B — Zurechnung der Ausfuhrsubventionen — Steigerung des
Ausfuhrumsatzes

Das Unternehmen B ist nicht verpflichtet, seine gesamte Produktion auszuführen, kann aber
von seinem steuerpflichtigen Einkommen 20Ø% der Gewinne abziehen, die es durch die
Steigerung seines Ausfuhrumsatzes erzielt. Dabei handelt es sich eindeutig um eine Ausfuhr-
subvention, da die Subvention von der Ausfuhrleistung abhängig ist. Sie sollte daher ledig-
lich den Exportverkäufen des Unternehmens zugerechnet werden. Für die Berechnung ist
diese Subvention mit einem bar gezahlten Zuschuß gleichzusetzen.

Das Unternehmen B stellt 200Ø000 Tonnen her und erhöht seine Exportverkäufe im Unter-
suchungszeitraum von 50Ø000 auf 100Ø000 Tonnen, wobei sich der durchschnittliche Aus-
fuhrpreis auf 160 ECU/t beläuft. Dies entspricht einem Antstieg des Ausfuhrumsatzes von
50Ø000 � 160 ECU = 8 Mio. ECU. Davon entfallen 2 Mio. ECU auf Gewinne.

20Ø% von 2 Mio. ECU sind 400Ø000 ECU. Der Steuersatz beläuft sich auf 25Ø%, so daß der
Hersteller 100Ø000 ECU einspart.

Bei einer Ausfuhrmenge von 100Ø000 Einheiten beläuft sich die Steuerersparnis auf
1 ECU/t. Nach Addition der Zinsen von 25Ø% ergibt sich eine Subvention von 1,25 ECU/t.

Beispie l  4

Sonstige Subventionen — Verteilung unter Zugrundelegung der Gesamtverkäufe

Das Unternehmen C erhält keine Ausfuhrsubventionen, sondern eine Produktionssubven-
tion, die nur dem betreffenden Wirtschaftszweig gewährt wird und daher anfechtbar ist. Die
Subvention ist den Gesamtverkäufen des Unternehmens und nicht nur den Ausfuhrverkäu-
fen zuzurechnen.

i)ÙDas Unternehmen C stellt im Untersuchungszeitrum 200Ø000 Tonnen der Ware X her
und verkauft davon 100Ø000 Tonnen auf dem Inlandsmarkt und 100Ø000 Tonnen zur
Ausfuhr in Drittländer. Bei der Berechnung der Höhe der inländischen Subventionen ist
das gesamte Verkaufsvolumen maßgeblich.

ii)ÙKommt das betreffende Unternehmen in den Genuß einer Einkommensteuerbefreiung
(normaler Steuersatz: 25Ø%) und erzielt es im Untersuchungszeitraum Gewinne von
4 Mio. ECU, würde die Steuerersparnis von 1 Mio. ECU über 200Ø000 Einheiten ver-
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teilt, so daß sich eine Subvention von 5 ECU/t zuzüglich Zinsen von 25Ø% Ø= 6,25
ECU/t ergibt.

Beispie l  5

Bereitstellung von Waren oder Dienstleistungen zu Vorzugspreisen

Bei diesem Beispiel wird davon ausgegangen, daß für die Herstellung einer Tonne der Ware
X eine Tonne Gas verbraucht wird. Das Gas wird von einem staatlichen Unternehmen ge-
liefert, bei dem es sich um den einzigen Anbieter in dem betreffenden Land handelt.

Mangels privater Anbieter muß ein etwaiger Vorteil daran bemessen werden, ob der Preis
des staatlichen Anbieters die Kosten deckt und ob ein Vorzugspreis in Rechnung gestellt
wird.

Im Rahmen einer festgelegten Preisstruktur entspricht ein Preis von 70 ECU/t dem norma-
len Gaspreis für gewerbliche Großabnehmer, und dieser Preis ermöglicht dem staatlichen
Anbieter die Deckung aller seiner Kosten.

Zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit des betreffenden Wirtschaftszweigs wurde je-
doch 1996 beschlossen, den Gaspreis nur für diesen Wirtschaftszweig auf 50 ECU/t zu
senken. Dabei handelt es sich um einen Vorzugspreis, da die übrigen gewerblichen Großab-
nehmer weiterhin 70 ECU/t zahlen müssen.

Der Vorteil, der allen drei Unternehmen aus dieser Subvention erwächst, entspricht der
Differenz zwischen 70 ECU (normaler Preis) und 50 ECU (Vorzugspreis) = 20 ECU +
übliche Zinsen von 25Ø% =Ø25 ECU/t.

c) Periodisierte Subventionen

Beispie l  6

Zuschuß für den Erwerb von Maschinen (Sachanlagen)

Das Unternehmen A erhält einen einmaligen Zuschuß von 5 Mio. ECU für den Erwerb von
Maschinen zur Herstellung von Exporterzeugnissen. Der Vorteil dieser Subvention ist über
den normalen Abschreibungszeitraum solcher Sachanlagen zu verteilen. Wenn davon ausge-
gangen wird, daß sich dieser Zeitraum in dem betreffenden Wirtschaftzweig auf fünf Jahre
beläuft, entfällt auf jedes Jahr (und damit auch auf den Untersuchungszeitraum) ein Betrag
von 1 Mio. ECU. Dies entspricht 10 ECU/t.

In Wirklichkeit hat der Pauschalbetrag von 5 Mio. ECU für das Unternehmen selbstver-
ständlich einen viel größeren Wert als fünf jährliche Zuschüsse von jeweils 1 Mio. ECU.
Um den dem Empfänger erwachsenen Vorteil in voller Höhe zu erfassen, muß der Betrag
von 10 ECU um die durchschnittlichen jährlichen Zinsen erhöht werden, die das Unterneh-
men für den nichtabgeschriebenen Betrag des Zuschusses über den fünfjährigen Verteilungs-
zeitraum einnehmen könnte. Dieser Betrag würde sich im ersten Jahr auf 5 Mio. ECU �
25Ø% = 1,25 Mio. ECU und im fünften Jahr auf 1 Mio. ECU � 25Ø% = 0,25 Mio. ECU
belaufen. Über den gesamten Zeitraum würden sich die durchschnittlichen jährlichen Zinsen
auf 0,75 Mio. ECU, d.Øh. 7,5 ECU/t, belaufen.

Daher beläuft sich die Höhe der Subvention für jedes der fünf Jahre auf:

10 ECU (nominal) zuzüglich 7,5 ECU (Gesamtzinsen) = 17,5 ECU/t.

Dieser Betrag kann während weiterer vier Jahre durch Zölle ausgegleichen werden.
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Beispie l  7

Befreiung von den Einfuhrzöllen auf Maschinen (Sachanlagen)

Bei vor dem Untersuchungszeitraum gezahlten Subventionen kann im Abschreibungszeit-
raum der jährliche Wert der Vorteile aus den früheren Jahren hinzugefügt werden. Im
nachstehenden Beispiel ist das Unternehmen A seit 1990 von den Einfuhrzöllen auf Maschi-
nen befreit. Da die Maschinen bei der Herstellung des Fertigerzeugnisses in keiner Weise
verbraucht werden, ist die Subvention anfechtbar. Für die Zwecke der Berechnung ist der
Zollbetrag, auf dessen Erhebung verzichtet wurde, als Zuschuß anzusehen. Wird davon aus-
gegangen, daß sich der Untersuchungszeitraum auf das Jahr 1996 erstreckt und daß das
Unternehmen jedes Jahr Maschinen im Wert von 1 Mio. ECU einführt, entfallen auf den
Untersuchungszeitraum 500Ø000 ECU, was 5 ECU/t entspricht. Die Höhe der Subvention
einschließlich der Zinsen von 25Ø% beläuft sich auf 6,25 ECU/t (nähere Angaben vgl.
Tabelle 1).

(Die gleiche Verteilungsmethode kann für andere Arten von Subventionen wie bespielsweise
Darlehen angewandt werden.)

d) Gesamtbetrag der Subvention (ECU/t)

Beispiel Unternehmen A Unternehmen B Unternehmen C

1 12,5Ù 12,5Ù 12,5Ù

2 22,5Ù — —

3 — 1,25 —

4 — — 6,25

5 25,0Ù 25,0Ù 25,0Ù

6 17,5Ù — —

7 6,25 — —

InsgesamtÚ 83,75 38,75 43,75

e) Berechnung des Ausgleichszolls

a)ÙIst die Subvention niedriger als die Schadensschwelle, so sollte der Ausgleichszoll norma-
lerweise auf der Höhe des Subventionsbetrags festgesetzt werden. Der Ausgleichszoll
wird zum Zeitpunkt der Überführung der Waren in den freien Verkehr erhoben und
kann eine der beiden folgenden Formen haben:

i)ÙSpezifischer Zoll (z.ØB. je Tonne), d.Øh. in diesem Fall:

Unternehmen A: 83,75 ECU, Unternehmen B: 38,75 ECU, Unternehmen C:
43,75 ECU.

ii)ÙWertzoll, ausgedrückt als Prozentsatz des cif-Einfuhrpreises, unverzollt. Bei einem
cif-Preis von 180 ECU/t würde sich der Wertzoll belaufen auf:

Unternehmen A: 46,5Ø%, Unternehmen B: 21,5Ø%, Unternehmen C: 24,3Ø%.

Der Betrag wird auf 1 Dezimalstelle abgerundet.

b) Der Zoll wird jedoch nur auf der Höhe der Schadensschwelle festgesetzt, wenn diese
niedriger ist als der Subventionsbetrag.
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ANHANG

Tabelle 1

Befreiung vom Einfuhrzoll auf Maschinen — Subventionen seit 1990

Untersuchungszeitraum 1996 — Abschreibungszeitraum 5 Jahre

Einfuhr von Maschinen im Wert von 1 Mio. ECU pro Jahr — Zollsatz 50Ø%

Jedem Jahr
zuzurechnender Betrag 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996

JahrÙdesÙErwerbs:Ù1990 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 — —

1991 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 —

1992 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2

1993 0,2 0,2 0,2 0,2

1994 0,2 0,2 0,2

1995 0,2 0,2

1996 0,2

InsgesamtÚ 0,2 0,4 0,6 0,8 1,0 1,0 1,0

Höhe der Subvention 0,1 0,2 0,3 0,4 0,5 0,5 0,5

Zollsatz 50Ø%

Die Subventionen für die 1990 und 1991 gekauften Maschinen sind im Rahmen der Berechnung für den
Untersuchungszeitraum (1996) nicht mehr zu berücksichtigen. Die Subventionen für die 1993 oder später
gekauften Maschinen können bis zum Ende des Verteilungszeitraums durch Zölle ausgeglichen werden.

Tabelle 2

Übersicht über die zu verausgabenden oder zeitlich zu verteilenden Subventionen

VERAUSGABTE SUBVENTIONEN
ZEITLICH ZU VERTEILENDE

SUBVENTIONEN

ZUSCHÜSSE

Nicht an den Erwerb von
Sachanlagen gebunden

c x An den Erwerb von Sachanlagen gebunden

Wiederkehrende und/oder niedrige Subvention c x Einmalige und/oder hohe Subvention

x Wiederkehrende Subventionen in großer Höhe
und in konzentrierter Form

STEUERVORTEILE/ERMÄSSIGUNG DER INDIREKTEN STEUERN/BEFEIUNG VON
DEN EINFUHRZÖLLEN

Für Betriebsausgaben c x Für den Erwerb von oder im Zusammenhang
mit Sachanlagen (z.ØB. Befreiung von den Ein-
fuhrzöllen und den indirekten Steuern für Ma-
schinen)

Vorteile im Zusammenhang mit direkten
Steuern

c
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VERAUSGABTE SUBVENTIONEN
ZEITLICH ZU VERTEILENDE

SUBVENTIONEN

BEREITSTELLUNG VON WAREN UND DIENSTLEISTUNGEN

Bereitstellung von Dienstleistungen/
Verbrauchsgütern

c x Bereitstellung von Sachanlagen
und spezifischer Infrastruktur

FORSCHUNG UND ENTWICKLUNGØ(Î)

Verausgabung lediglich, wenn eine Verteilung
nicht angemessen erscheint

c x Vermutung einer Verteilung

DECKUNG DER VERLUSTE BEI DEN BETRIEBSKOSTEN

Wiederkehrende und/oder niedrige Subvention c x Einmalige und/oder hohe Subvention

x Vorteil für die noch nicht hergestellten Waren

ZINSSUBVENTIONENØ(Ï)

Zahlung von Zinssubventionen bei Fälligkeit
des Darlehens

c x Bei der Subvention handelt es sich um einen
Gesamtbetrag zum Ausgleich vergangener, ge-
genwärtiger oder künftiger geschuldeter oder
zu zahlender Zinsen

(Î)ÙHier wird davon ausgegangen, daß FuE-Subventionen häufig die künftige Produktion begünstigen.

(Ï)ÙIn diesem Fall handelt es sich um eine einmalige Subvention.

VERAUSGABTE SUBVENTIONEN
ZEITLICH ZU VERTEILENDE

SUBVENTIONEN

AKTIENKAPITALBEITRÄGE

LANGFRISTIGE DARLEHENSVORTEILE

(Die Vorteile werden während der gesamten
Laufzeit des Darlehens gewährt.)

SCHULDENERLASS/ÜBERNAHME
LANGFRISTIGER SCHULDEN

(Darlehenssumme und Zinsen)

KURZFRISTIGE DARLEHENSVORTEILE

EXPORTVERGÜTUNGEN

SUBVENTIONEN UNTER EINEM
BESTIMMTEN MINDESTBETRAG

1Ø% der Verkäufe bei individuellen Subventionen)
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Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluß

(Sache Nr. IV/M.1259 — Voest Alpine Stahl/Vossloh/VAE)

(98/C 394/05)

(Text von Bedeutung für den EWR)

Am 6. Oktober 1998 hat die Kommission entschieden, keine Einwände gegen den oben-
genannten angemeldeten Zusammenschluß zu erheben und ihn insofern für mit dem Gemein-
samen Markt vereinbar zu erklären. Diese Entscheidung stützt sich auf Artikel 6 Absatz 1
Buchstabe b) der Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 des Rates. Der vollständige Text der Ent-
scheidung ist nur auf Deutsch erhältlich und wird nach Herausnahme eventuell darin enthalte-
ner Geschäftsgeheimnisse veröffentlicht. Er ist erhältlich

—Ùauf Papier, bei den Verkaufsstellen des Amtes für amtliche Veröffentlichungen der Euro-
päischen Gemeinschaften (siehe letzte Umschlagseite);

—Ùin Elektronik-Format, über die ,,CDE‘‘-Version der CELEX-Datenbank, unter der Doku-
mentennummer 398M1259. CELEX ist das EDV-gestützte Dokumentationssystem für Ge-
meinschaftsrecht. Für mehr Informationen über CELEX-Abonnements wenden Sie sich
bitte an folgende Stelle:

EUR-OP,
Information, Marketing and Public Relations (OP/4B),
2, rue Mercier,
L-2985 Luxemburg,
Tel. (352) 29Ø29-42455, Fax (352) 29Ø29-42763.

Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluß

(Sache Nr. IV/M.1184 — Travelers/Citicorp)

(98/C 394/06)

(Text von Bedeutung für den EWR)

Am 23. Juni 1998 hat die Kommission entschieden, keine Einwände gegen den obengenannten
angemeldeten Zusammenschluß zu erheben und ihn insofern für mit dem Gemeinsamen Markt
vereinbar zu erklären. Diese Entscheidung stützt sich auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b) der
Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 des Rates. Der vollständige Text der Entscheidung ist nur
auf Englisch erhältlich und wird nach Herausnahme eventuell darin enthaltener Geschäftsge-
heimnisse veröffentlicht. Er ist erhältlich

—Ùauf Papier, bei den Verkaufsstellen des Amtes für amtliche Veröffentlichungen der Euro-
päischen Gemeinschaften (siehe letzte Umschlagseite);

—Ùin Elektronik-Format, über die ,,CEN‘‘-Version der CELEX-Datenbank, unter der Doku-
mentennummer 398M1184. CELEX ist das EDV-gestützte Dokumentationssystem für Ge-
meinschaftsrecht. Für mehr Informationen über CELEX-Abonnements wenden Sie sich
bitte an folgende Stelle:

EUR-OP,
Information, Marketing and Public Relations (OP/4B),
2, rue Mercier,
L-2985 Luxemburg,
Tel. (352) 29Ø29-42455, Fax (352) 29Ø29-42763.
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Bekanntmachung über die Einleitung einer Interimsüberprüfung der Antidumpingmaßnahmen
betreffend die Einfuhren bestimmter Magnetplatten (3,5üü-Mikroplatten) mit Ursprung in Japan,
Taiwan, der Volksrepublik China, Hongkong, der Republik Korea, Malaysia, Mexiko, den Ver-

einigten Staaten von Amerika und Indonesien

(98/C 394/07)

Der Antrag auf Überprüfung der mit Verordnung
(EWG) Nr. 2861/93 des RatesØ(Î) eingeführten Maßnah-
men betreffend die Einfuhren bestimmter Magnetplatten
(3,5üü-Mikroplatten) mit Ursprung unter anderem in Ja-
pan wurde von der Sony Corporation und Fuji Photo
Film Co. Ltd gestellt.

Der gemäß Artikel 11 Absatz 3 der Verordnung (EG)
Nr. 384/96 des RatesØ(Ï) (nachstehend ,,Grundverord-
nung‘‘ genannt) gestellte Antrag enthält ausreichende
Beweise für eine Änderung der Umstände im Zusam-
menhang mit der Warendefinition im Zuge des fragli-
chen Verfahrens, um die Einleitung einer Überprüfung
zu rechtfertigen.

Daraufhin beschloß die Kommission, eine Interimsüber-
prüfung gemäß Artikel 11 Absatz 3 der Antidumping-
maßnahmen einzuleiten, die mit der Verordnung (EWG)
Nr. 2861/93 auf die Einfuhren bestimmter Magnetplat-
ten (3,5üü-Mikroplatten) mit Ursprung in Japan, Taiwan
und der Volksrepublik China eingeführt worden waren.
Zudem entschied die Kommission aus den im folgenden
aufgeführten Gründen, die Überprüfung auch auf alle
anderen, für die Einfuhren bestimmter Magnetplatten
(3,5üü-Mikroplatten) geltenden Maßnahmen auszudehnen.
Diese Interimsüberprüfung beschränkt sich auf die Klä-
rung der Warendefinition.

1. Ware

Bei der fraglichen Ware handelt es sich um bestimmte
Magnetplatten (3,5üü-Mikroplatten) zur Aufzeichnung
und Speicherung codierter digitaler Computerdaten des
KN-Codes ex 8523Ø20Ø90.

2. Geltende Maßnahmen

Bei den derzeit geltenden Maßnahmen handelt es sich
um endgültige Antidumpingzölle in Form von Wertzöl-
len für bestimmte Magnetplatten (3,5üü-Mikroplatten), die
mit folgenden Verordnungen eingeführt wurden:

—ÙVerordnung (EWG) Nr. 2861/93 zur Einführung ei-
nes endgültigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren
bestimmter Magnetplatten (3,5üü-Mikroplatten) mit
Ursprung in Japan, Taiwan und der Volksrepublik
China;

(Î)ÙABl. L 262 vom 21.10.1993, S. 4.

(Ï)ÙABl. L 56 vom 6.3.1996, S. 1.

—ÙVerordnung (EG) Nr. 2199/94 des RatesØ(Ð) zur Ein-
führung eines endgültigen Antidumpingzolls auf die
Einfuhren bestimmter Magnetplatten (3,5üü-Mikro-
platten) mit Ursprung in Hongkong und der Repu-
blik Korea;

—ÙVerordnung (EG) Nr. 663/96 des RatesØ(Ñ) zur Ein-
führung eines endgültigen Antidumpingzolls auf die
Einfuhren bestimmter Magnetplatten (3,5üü-Mikro-
platten) mit Ursprung in Malaysia, Mexiko und den
Vereinigten Staaten von Amerika;

—ÙVerordnung (EG) Nr. 1821/98 des RatesØ(Ò) zur Ein-
führung eines endgültigen Antidumpingzolls auf die
Einfuhren bestimmter Magnetplatten (3,5üü-Mikro-
platten) mit Ursprung in Indonesien.

3. Gründe für die Überprüfung

Die geltenden Maßnahmen finden auf alle 3,5üü-Mikro-
platten Anwendung, und zwar unabhängig von ihrer
Speicherkapazität.

Den Antragstellern zufolge sind seit dem Erlaß der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 2861/93 3,5üü-Mikroplatten entwik-
kelt worden, die sogenannten HiFD, die eine Speicher-
kapazität von 200 Megabyte aufweisen. Die HiFD fielen
zwar technisch unter die Warendefinition der genannten
Verordnung, sollten aber von den Maßnahmen ausge-
nommen werden, da ihre materiellen Eigenschaften und
Endverwendungen sich so deutlich von denen anderer in
die Untersuchung einbezogener 3,5üü-Mikroplatten unter-
scheiden, daß sie nicht als ein- und dieselbe Ware ange-
sehen werden könnten.

Da alle Untersuchungen betreffend 3,5üü-Mikroplatten
dieselbe Ware betreffen, beschloß die Kommission im In-
teresse einer Gleichbehandlung und einer ordnungsge-
mäßen Verwaltung, die Überprüfung auszudehnen auf
alle Antidumpingmaßnahmen gegenüber Einfuhren von
3,5üü-Mikroplatten mit Ursprung in den Ländern, für die
Maßnahmen gelten. Außerdem liegen der Kommission
Beweise dafür vor, daß neben den Mikroplatten, die Ge-
genstand des Antrags sind, auch andere Mikroplatten mit
großer Speicherkapazität andere materielle Eigenschaf-
ten und Endverwendungen aufweisen im Vergleich zu
den Mikroplatten, für die die Maßnahmen gelten.

(Ð)ÙABl. L 236 vom 10.9.1994, S. 2.

(Ñ)ÙABl. L 92 vom 13.4.1996, S. 1.

(Ò)ÙABl. L 236 vom 22.8.1998, S. 1.
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4. Verfahren zur Klärung der Warendefinition

Die Kommission kam nach Konsultationen im Beraten-
den Ausschuß zu dem Schluß, daß genügend Beweise
vorliegen, um die Einleitung einer Überprüfung zu recht-
fertigen, und leitet gemäß Artikel 11 Absatz 3 der
Grundverordnung eine Untersuchung ein.

Die Kommission wird den Gemeinschaftsherstellern,
Ausführern und Einführern, die an den Untersuchungen,
die zu den geltenden Maßnahmen geführt haben, mitar-
beiteten, ein Exemplar dieser Bekanntmachung übermit-
teln.

Alle interessierten Parteien, die nachweisen können, daß
sie wahrscheinlich vom Ergebnis der Untersuchung be-
troffen sein werden, werden aufgefordert, ihren Stand-
punkt unter Vorlage sachdienlicher Beweise darzulegen.

Die Kommission kann interessierte Parteien ferner anhö-
ren, sofern die Parteien dies schriftlich beantragen und
nachweisen, daß besondere Gründe für ihre Anhörung
sprechen.

Etwaige Stellungnahmen und Anträge auf Anhörung sind
schriftlich unter Angabe des Namens, der Anschrift, der
Telefon- und/oder der Telefaxnummer der interessierten
Partei bei der unten aufgeführten Dienststelle einzurei-
chen.

5. Fristen

Die interessierten Parteien müssen sich binnen 40 Tagen
nach der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften selbst melden,

ihren Standpunkt schriftlich darlegen sowie Informatio-
nen übermitteln, wenn diese Standpunkte und Informa-
tionen während der Untersuchung berücksichtigt werden
sollen. Innerhalb derselben Frist können die interessier-
ten Parteien auch einen Antrag auf Anhörung durch die
Kommission stellen. Diese Frist gilt für alle interessierten
Parteien einschließlich derjenigen, die der Kommission
nicht bekannt sind, so daß es im Interesse dieser Parteien
liegt, umgehend mit der Kommission Kontakt aufzuneh-
men.

Europäische Kommission,
Generaldirektion I
Auswärtige Beziehungen: Handelspolitik, Beziehungen
zu Nordamerika, zum Fernen Osten sowie zu Australien
und Neuseeland
Direktionen C und E
(DM 24Ø8/38)
Rue de la Loi/Wetstraat 200
B-1049 Brüssel

Fax (32-2) 295Ø65Ø05
Telex COMEU B 21877

6. Mangelnde Bereitschaft zur Mitarbeit

Verweigert eine interessierte Partei den Zugang zu den
erforderlichen Informationen oder übermittelt sie sie
nicht innerhalb der vorgesehenen Fristen oder behindert
sie erheblich die Untersuchung, so können gemäß Arti-
kel 18 der Grundverordnung vorläufige oder endgültige
positive oder negative Feststellungen auf der Grundlage
der verfügbaren Informationen getroffen werden.
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BERICHTIGUNGEN

Berichtigung des Beschlusses des Rates vom 12. Oktober 1998 zur Ernennung der Mitglieder des Beraten-
den Ausschusses der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl

(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften C 330 vom 28. Oktober 1998)

(98/C 394/08)

Seite 8, Artikel 1, III. GRUPPE DER VERBRAUCHER UND HÄNDLER, FRANKREICH:

anstatt: ,,Herr Edmond PACHORA‘‘

mußÙesÙheißen: ,,Herr Edmond PACHURA‘‘.
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